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 ohne Vertrauen geht es nicht. Selbst beim Kauf von  
 Alltagsgegenständen vertraut man darauf, einwand- 
 freie, den versprochenen Zusagen entsprechende Ware 
 zu erhalten.

Von großer Bedeutung ist das Vertrauen bei der Wahl einer Anwaltskanzlei.  
man will diese Wahl möglichst nur einmal treffen, um dann in vielen Bereichen 
umfassend und bestens vertreten zu sein. man kann eine Kosten-nutzen- 
Rechnung aufmachen – bringen die Anwälte voraussichtlich mehr, als sie kosten? 
– oder man befindet sich in einer notlage. Stets gibt man jedoch sein Schicksal ein 
Stück aus der hand, wenn man sich Anwälten „anvertraut“.

Aber auch für uns ist ein gutes Vertrauensverhältnis zu Ihnen unabdinglich, wenn 
wir uns um Ihre Belange und Anliegen kümmern, um die uns erteilten mandate  
erfolgreich abzuschließen. Unser Anspruch ist es, Ihre hohen Vertrauensanfor- 
derungen im Rahmen unserer Zusammenarbeit stets zu erfüllen.

Ich wünsche Ihnen eine gewinnbringende Lektüre dieser melchers law-Ausgabe, 
aber vor allem: genießen Sie die nach den Lockdowns wiedergewonnenen  
Freiheiten.

Mit besten Grüßen
Ihr Gerhard Boß

LIeBe LeSeRIn,
             LIeBeR LeSeR,
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berät nationale und internationale 
Mandanten insbesondere im Arbeits-
recht, Handels- und Vertriebsrecht  
sowie im Versicherungsrecht. Er ist 
Hauptbevollmächtigter von zwei am 
deutschen Markt tätigen englischen 
Versicherungsgesellschaften.

GeRhARD BOSS
g.boss@melchers-law.com
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ml DAtenSChUtZReCht

 Am 28.06.2021 verkündete  
die Europäische Kommission ih-
ren Angemessenheitsbeschluss für 
das Vereinigte Königreich. Ge-
nauer gesagt handelt es sich da-
bei um zwei Beschlüsse. Ein  
Beschluss betrifft die Angemes-
senheit im Rahmen der DSGVO, 
der andere erging im Rahmen der 
Richtlinie zum Datenschutz bei der 
Strafverfolgung, der sogenannten 
JI-Richtlinie (EU/2016/680). Das 
Vereinigte Königreich ist damit ab 
dem 01.07.2021 ein sicheres Dritt-
land im Sinne des Art. 45 Abs. 3 
DSGVO. Damit kann ein ungehin-
derter Datentransfer von der EU 
in das Vereinigte Königreich er-
folgen, ohne dass es weiterer 
Maßnahmen, wie etwa Standard-
vertragsklauseln, bedarf.

 Die  Angemessenheitsbe-
schlüsse gelten erst einmal zeit-
lich begrenzt für die Dauer von 
vier Jahren. Danach überprüft die 
Europäische Kommission erneut, 
ob die Voraussetzungen für die 
Angemessenheitsbeschlüsse 
(noch) vorliegen. Die Kommission 
möchte sich so Handlungsspiel-
raum verschaffen, falls sich das 
Datenschutzniveau im Vereinig-
ten Königreich ändern sollte. Be-
sorgt sind Datenschützer in erster 
Linie aufgrund der starken ge-
heimdienstlichen Befugnisse der 
dortigen Behörden. 

hInteRGRUnD
 Gemäß Art. 45 Abs. 3 DSGVO 
und Art. 36 Abs. 3 der JI-Richtlinie 
kann die Kommission beschlie-
ßen, dass ein Drittland ein ange-
messenes Schutzniveau bietet. 
Maßgeblich hierfür ist, dass der 
Schutz personenbezogener Da-
ten im Drittland dem in der EU 
geltenden Schutzniveau im We-

den Angemessenheitsbeschlüssen 
positionieren werden. Die Ange-
messenheitsbeschlüsse unterlie-
gen der gerichtlichen Kontrolle 
des EuGH und können von die-
sem für nichtig erklärt werden, 
sollten Betroffene eine Klage  
gegen die Beschlüsse verfolgen. 

 Problematisch zu betrachten 
sind auch die in Großbritannien 
herrschenden Überwachungsge-
setze. Großbritannien ist nämlich 
Teil der sogenannten „Five Eyes“-
Gemeinde. Dort sind die Geheim-
dienste Australiens, Kanadas, 
Neuseelands, der USA und des 
Vereinigten Königreichs vernetzt 
und teilen ihre Erkenntnisse und 
Informationen. Gerade die Daten-
weitergabe an US-amerikanische 
Geheimdienste ist Datenschüt-
zern regelmäßig ein Dorn im  
Auge. Diese Bedenken teilt nicht 
zuletzt auch der baden-würt- 
tembergische Datenschutzbeauf-
tragte Stefan Brink.

 Zu begrüßen ist jedoch, dass 
UK mit dem Investigatory Powers 
Tribunal (IPT) ein Sondergericht 
eingerichtet hat. Dort können Be-
troffene zukünftig Klagen ge- 
gen Überwachungsmaßnahmen 
durch Geheimdienste des Verei-
nigten Königreichs erheben. Das 
IPT ist damit die einzige gericht- 
liche Instanz, die befugt ist, den 
Security Service (MI5), den Secret 
Intelligence Service (MI6) und  
das Government Communications 
Headquarter (GCHQ) zu über- 
wachen.

FAZIt
 Es bleibt abzuwarten, ob und 
wenn ja, welche weiteren Maß-
nahmen die Europäische Kom-
mission von dem Vereinigten  
Königreich verlangen wird, um 
ein angemessenes Datenschutz-
niveau sicherzustellen. Aktuell 
gelten die Angemessenheitsbe-
schlüsse. Einem Datenverkehr in 
das Vereinigte Königreich steht 
somit nichts mehr im Weg.           n

sentlichen gleichwertig ist. Dies 
sah die EU-Kommission offen-
sichtlich als gegeben an. 

 Der Datenschutz im Vereinig-
ten Königreich basiert vor allem 
auf der UK GDPR und dem Data 
Protection Act von 2018. Beide 
Gesetze beruhen auf der DSGVO 
und der JI-Richtlinie. Sie bein- 
halten im Wesentlichen die glei-
chen Definitionen, Rechtsgrund-
lagen sowie Rechtsbehelfe für  
Betroffene und sehen unabhän-
gige Aufsichtsbehörden vor.

 Die Entwürfe der Angemes-
senheitsbeschlüsse wurden be-
reits im Februar 2021 von der 
Kommission veröffentlicht. An-
schließend wurde das Annahme-
verfahren eingeleitet und die Zu-
stimmung der Vertreter der EU-
Mitgliedstaaten eingeholt. Dabei 
stand die Kommission in engem 
Kontakt mit dem Europäischen 
Datenschutzausschuss (EDSA).

AUSBLICK
 Der  Angemessenheitsbe-
schluss bringt zunächst einmal 
Sicherheit in den internationalen 
Datenverkehr. Kritisch zu bewer-
ten ist allerdings, dass Daten-
übermittlungen im Rahmen der 
Einwanderungskontrolle aus dem 
sachlichen Anwendungsbereich 
des Angemessenheitsbeschlusses 
im Rahmen der DSGVO ausge-
nommen sind. Hier bedarf es  
zusätzlicher Maßnahmen, um  
die Rechtmäßigkeit eines Daten-
transfers sicherzustellen. 

 Abzuwarten bleibt auch, wie 
sich Bürgerrechtsvereinigungen, 
wie z. B. die österreichische noyb, 
die regelmäßig strategische Kla-
gen im Datenschutz anstrengt, zu 

01 Angemessenheitsbeschlüsse 
der Kommission – UK endlich sicheres 
Drittland

berät Mandanten im In- und Ausland  
in den Bereichen Datenschutz- und  
IT-Recht sowohl bei der Gestaltung  
von Verträgen als auch der DSGVO-
Compliance sowie in allen rechtlichen 
Fragen der Digitalisierung. Ein weite-
rer Schwerpunkt seiner Beratung liegt  
im Bereich des Wettbewerbsrechts. 

PAUL  BRILLe
p.brille@melchers-law.com
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ml GeSeLLSChAFtSReCht

 Am 01.08.2021 tritt das Trans-
parenzregister- und Finanzinfor-
mationsgesetz in Kraft. Künftig 
müssen alle registerpflichtigen 
Gesellschaften ihre wirtschaftlich 
Berechtigten ermitteln und dem 
Transparenzregister mitteilen. Das 
Transparenzregister wird dadurch 
zu einem eigenständigen Voll-
register, welches seine Informa-
tionen nicht mehr aus anderen 
Registern ableitet. Der Gesetz- 
geber geht nach eigenen Schät-
zungen von etwa 2,3 Mio. mit- 
teilungspflichtigen Unternehmen 
in Deutschland aus.

ABSChAFFUnG DeR  
mItteILUnGSFIKtIOn
 Die meisten Unternehmen 
haben sich bisher auf die Mit- 
teilungsfiktion des § 20 Abs. 2 
Geldwäschegesetz berufen. Hier-
nach galt die Mitteilung an das 
Transparenzregister als erfüllt, 
wenn die erforderlichen Angaben 
sich bereits aus einem anderen 
elektronisch abrufbaren Register 
ergeben. Dazu zählt das Handels-
register sowie das Vereins-, das 
Genossenschafts- oder das Part-
nerschaftsregister. Die Mitteilungs-
fiktion wird nun abgeschafft, so 
dass ein Großteil der Unterneh-
men die Mitteilung der wirtschaft-
lich Berechtigten an das Trans-
parenzregister nachholen muss.

DeR WIRtSChAFtLICh  
BeReChtIGte
 Als wirtschaftlich Berechtigter 
gilt, wer mehr als 25 Prozent der 
Gesellschaftsanteile hält, mehr 
als 25 Prozent der Stimmrechte 
kontrolliert oder auf vergleich- 
bare Weise Kontrolle ausübt. 
Hierbei werden nicht nur die  
unmittelbar gehaltenen Gesell-
schaftsanteile, sondern auch mit-
telbar gehaltene Anteile berück-
sichtigt. Letztere liegen regel- 

 Diese Übergangsfristen gel-
ten allerdings nur für diejenigen 
Gesellschaften, die sich vor der 
Änderung auf die Mitteilungsfik-
tion berufen konnten. Für nach 
dem 01.08.2021 neugegründete 
Gesellschaften gelten diese Über-
gangsfristen nicht. Leider lässt 
der Gesetzgeber die Frage unbe-
antwortet, ob Änderungen, die 
nach dem 01.08.2021 eintreten, 
zu einem Verlust der Übergangs-
fristen führen, so dass diese Än-
derungen sodann unverzüglich 
mitgeteilt werden müssten.

BUSSGeLDeR BeI 
mISSAChtUnG
 Bußgelder für das Versäumnis 
der Mitteilung können frühestens 
ein Jahr nach Ablauf der jeweili-
gen Frist ausgesprochen werden. 
Sie können im Einzelfall bis zu 
fünf Mio. Euro oder zehn Prozent 
des Jahresgesamtumsatzes des 
verstoßenden Unternehmens be-
tragen. Die seit der Einfüh- 
rung des Transparenzregisters im 
Jahr 2017 gesammelte Erfahrung 
zeigt, dass Unternehmen die Fris-
ten kennen und beachten sollten. 
Die zuständigen Behörden haben 
überraschend zeitnah nach Ver-
streichen der damaligen Mittei-
lungspflicht die ersten Bußgelder 
verhängt. Auch der Gesetzgeber 
prognostiziert in der Gesetzes- 
begründung einen Anstieg der 
Ordnungswidrigkeitenverfahren 
wegen einer Missachtung der Mit-
teilungspflicht.

FAZIt
 Aufgrund des Wegfalls der 
Mitteilungsfiktion besteht bei  
vielen Unternehmen Handlungs-
bedarf. Trotz der zum Teil langen 
Übergangsfristen ist zu empfeh-
len, das Thema vorausschauend 
zu behandeln und eine klare  
interne Verteilung der Zuständig-
keit für die Ermittlung und Mittei-
lung des wirtschaftlich Berechtig-
ten zu schaffen. Bis dahin gilt es, 
für die verpflichteten Gesellschaf-
ten zeitnah die erforderlichen  
Angaben mitzuteilen und fort-
laufend aktuell zu halten.            n

mäßig vor, wenn eine natürliche 
Person beherrschenden Einfluss 
auf eine die Geschäftsanteile  
haltende Vereinigung ausüben 
kann. Regelmäßig liegt dies bei 
einer Beteiligungsquote von über 
50 Prozent vor.

In ZUKUnFt VeReInFAChte 
eInSIChtnAhme
 Eine weitere Neuerung ist die 
vereinfachte Einsichtnahme. Es 
soll ein automatisiertes Einsicht-
nahmeverfahren mittels elektro-
nischer Schnittstelle geschaffen 
werden. Hierdurch wird der Zu-
gang zum und die Auskunfts- 
erlangung aus dem Transparenz-
register vereinfacht und es kann 
jede Person nach erfolgreicher 
Registrierung Einsicht nehmen.

eInZUhALtenDe  
ÜBeRGAnGSFRISten
 Zur Umsetzung der Mit- 
teilungsverpflichtung sieht der 
Gesetzgeber gewisse Übergangs-
fristen vor, bis zu denen die  
betreffenden Gesellschaften die 
Mitteilung vorzunehmen haben: 
Aktiengesellschaft, SE sowie Kom-
manditgesellschaft auf Aktien  
haben die wirtschaftlich Berech-
tigten bis zum 31.03.2022, GmbH, 
(Europäische)  Genossenschaft 
oder Partnerschaft bis zum 
30.06.2022 mitzuteilen. Für alle 
anderen Gesellschaften ist der 
31.12.2022 als Stichtag festgelegt.

02 Das Transparenzregister wird 
zum Vollregister – was ist zu beachten?

LennARt hOFFmAnn
l.hoffmann@melchers-law.com

berät schwerpunktmäßig Mandanten 
im In- und Ausland bei der Gestaltung 
von Verträgen sowie in allen Fragen 
des Handels- und Gesellschaftsrechts.
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	 Rechtsanwältin Svenja Riedling 
ergänzt seit Dezember 2020 das 
MELCHERS-Team   „Grundstücks- 
und Immobilienrecht“. Sie berät 
insbesondere in den Bereichen 
des gewerblichen Mietrechts und 
des   Wohnungseigentumsrecht, 
aber auch zu anderen Fragen  
des Grundstücks- und Immobi- 
lienrechts, wofür sie als Fach- 
anwältin für Miet- und Wohnungs-
eigentumsrecht besonders qua-
lifiziert ist. Außerdem unterstützt 
Rechtsanwältin Riedling die Pra-
xisgruppe Bau- und Architekten-
recht. Nach dem Studium der 
Rechtswissenschaften an der Uni-
versität Heidelberg absolvierte  
sie ihr Referendariat am Land- 
gericht Mannheim. Es folgten 

knappe vier Jahre in einer mittel-
ständischen Heidelberger Kanz-
lei, in denen sie insbesondere 
mietrechtliche Mandate betreute. 
Nun setzt sie ihre berufliche  
Laufbahn als Rechtsanwältin bei 
MELCHERS fort.

	 Ebenfalls im Dezember 2020 
erhielt die Praxisgruppe Glücks-

spielrecht Verstärkung durch 
Rechtsanwalt Roman Herpich. 
Auf ein Studium der Rechtswis-
senschaften an der Universität 
Bayreuth folgte das Referendariat 
im OLG-Bezirk Bamberg. Wäh-
rend seiner Wahlstation arbei-
tete Rechtsanwalt Herpich in der 
Rechtsabteilung eines namhaften 
Unternehmens der Textil- und Be-
kleidungsindustrie. Zum Berufs-
einstieg war er eineinhalb Jahre 
in einer internationalen Prozess-
kanzlei tätig, in welcher er kartell-
rechtliche sowie zivilrechtliche 
Mandate betreute. Seit seinem 
Wechsel zu MELCHERS berät 
Rechtsanwalt Herpich in allen 
Fragen des öffentlichen Rechts, 
des Verwaltungsrechts sowie des 
Glücksspielrechts.                              n

ml mitteilung

Neue Gesichter 
im Heidelberger 
Büro von 
MELCHERS

Außenwirtschaftsrecht/ 
Exportkontrollrecht

ml VERANSTALTUNG

Termin: 	 Freitag, 10.09.2021, 10.00 -18.00 Uhr
Ort: 	 Frankfurt am Main
Veranstalter:	 Frankfurt School of Finance & Management
Referent: 	 RA Dr. Bodo Vinnen
Info: 	 www.frankfurt-school.de

	 Am 10.09.2021 findet in  
Frankfurt am Main ein Semi- 
nar der renommierten Frankfurt 
School of Finance & Management 
zum Thema „Außenwirtschafts-
recht/Exportkontrollrecht“ statt. 
Referent bei dieser praxisnahen 
Veranstaltung ist Herr Recht- 
anwalt Dr. Vinnen. Inhaltlich  
werden die exportkontrollrecht-
lichen Pflichten des Unterneh-
mens nach deutschem, europä-
ischem und US-amerikanischem 

Recht, die Anforderungen an die 
betriebliche Compliance-Organi-
sation und den Ausfuhrverant-
wortlichen sowie die weitreichen-
den straf- und zivilrechtlichen 
Haftungsrisiken thematisiert. Die-
ses im Rahmen des Zertifikatsstu-
diengangs „Certified Compliance 
Professional (CCP)“ gehaltene Se-
minar kann über den Veranstalter 
auch separat gebucht werden.   n
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berät Unternehmen und die öffent- 
liche Hand im Vergaberecht sowie im 
öffentlichen Wirtschaftsrecht, insbe-
sondere im Umwelt- und Technikrecht, 
im Beihilfe- und Subventionsrecht so-
wie im öffentlichen Baurecht. Sie ist 
Lehrbeauftragte an der Universität 
Heidelberg und Autorin der Zeitschrift  
Vergabepraxis & -recht (VPR).

DR. ILOnA RenKe
i.renke@melchers-law.com

ml ImmISSIOnSSChUtZReCht

 Der Bundesrat hat in seiner 
Sitzung am 28.05.2021 unter der 
Bedingung der Vornahme von 
mehr als 200 Einzeländerungen 
der neu gefassten TA Luft zuge-
stimmt, am 23.06.2021 hat das 
Bundeskabinett die überarbeitete 
TA Luft beschlossen. Sie wird  
voraussichtlich im Herbst 2021  
in Kraft treten. Die erste Ver- 
sion galt seit 2002, mit der Neu-
fassung wird eine Anpassung an 
den fortgeschrittenen Stand der 
Technik vorgenommen. Viele  
Änderungen sind EU-Vorgaben, 
die in nationales Recht umgesetzt 
werden. Aber auch für Anlagen, 
die nicht unter das EU-Recht fal-
len, wird mit der TA Luft ein neuer 
Stand der Technik verankert. Ei-
nige wichtige Neuregelungen 
werden nachfolgend vorgestellt. 

PRAXISReLeVAnZ DeR tA LUFt 
 Die über 500 Seiten umfas-
sende TA Luft ist ein zentrales  
Regelwerk zur Verringerung von 
Emissionen und Immissionen  
von Luftschadstoffen aus geneh-
migungsbedürftigen Anlagen. Sie 
richtet sich an die Genehmi-
gungsbehörden für vornehmlich 
industrielle Anlagen. Ihre Vor-
schriften sind unter anderem bei 
der Prüfung der Anträge auf Er-
teilung einer Genehmigung zur 
Errichtung und zum Betrieb einer 
neuen Anlage sowie zur Ände-
rung der Lage, der Beschaffenheit 
oder des Betriebs einer bestehen-
den Anlage und bei der Entschei-
dung über nachträgliche Anord-
nungen (§ 17 BImSchG) sowie bei 
Anordnungen über die Ermittlung 
von Art und Ausmaß der von einer 
Anlage ausgehenden Emissionen 
und der Immissionen im Einwir-
kungsbereich einer Anlage zu  
beachten.

Holzpellets oder Holzbriketts, be-
stimmte Anlagen zur Biosgaser-
zeugung und Anlagen zur Be-
handlung von nicht gefährlichen 
metallischen Abfällen in Schred-
deranlagen.

 Neu ist ferner die verpflich-
tende Abluftreinigung in Tierhal-
tungsanlagen mit Zwangslüftung 
ab einer bestimmten Anzahl von 
Tierplätzen. So müssen zum Bei-
spiel große Tierhaltungsanlagen 
(Ställe mit mehr als 1.500 Mast-
schweinen oder mehr als 30.000 
Masthähnchen) künftig 70 Pro-
zent der Ammoniak- und Fein-
staubemissionen aus der Abluft 
filtern. Die Technik dafür ist in 
Deutschland etabliert, in vielen 
Fällen installiert und wurde bis-
her bereits in einer Reihe von 
Bundesländern gefordert. Die TA 
Luft sieht zudem eine Regelung 
vor, wonach Haltungsverfahren, 
die nachweislich dem Tierwohl 
dienen, selbst dann eingesetzt 
werden können, wenn sie zu  
höheren Emissionen führen.

 Auch wurde die Prüfung des 
Stickstoffniederschlags in der Um-
gebung einer Anlage neu in die  
TA Luft aufgenommen. Weitere 
Änderungen finden sich bei der 
Emissionsmessung und der Be-
triebsorganisation. 

FAZIt
 Änderungen werden sich für 
rund 50.000 Anlagen vieler Bran-
chen ergeben, wie beispielsweise 
Abfallbehandlungsanlagen, Fab-
riken der chemischen Industrie 
und der Metallerzeugung oder 
Zementwerke, große Anlagen  
der Nahrungsmittelindustrie und 
Tierhaltungsanlagen. Insbeson-
dere Planer und Unternehmen, 
die in naher Zukunft Neugeneh-
migungen oder Änderungsvorha-
ben planen, sind gut beraten, 
sich schon jetzt mit den anste-
henden Neuerungen der TA Luft 
zu befassen, um gegebenenfalls 
erforderliche Änderungen im Be-
trieb oder in der Planung frühzei-
tig berücksichtigen zu können.  n

WAS BRInGt DIe nOVeLLe 
neUeS?
 Mit der Novellierung wer- 
den insbesondere in Umsetzung 
europäischer Normen die Vor- 
gaben für technischen Anlagen 
verschärft, die immissionsschutz-
rechtlich genehmigt werden  
müssen. Diese Umsetzung erfolgt 
durch Anpassung und Ergänzung 
zahlreicher Grenzwerte an die An-
forderungen des Durchführungs-
beschlusses 2017/302/EU der Eu-
ropäischen Kommission zu den 
Schlussfolgerungen über die bes-
ten verfügbaren Techniken (BVT). 
Zudem werden die Vorgaben der 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 
(CLP-Verordnung) endlich in die 
TA Luft integriert. 

 Erstmalig wird auch der 
Schutz der Anwohner vor stören-
den Gerüchen bundesweit ein-
heitlich geregelt. Hierfür werden  
Regelungen, die bisher in der  
sogenannten Geruchsimmissions-
richtlinie (GIRL) enthalten waren, 
in angepasster Form in die TA Luft 
aufgenommen.

 Die in der TA Luft enthaltenen 
besonderen Regelungen für be-
stimmte Anlagenarten werden 
des Weiteren um neue Anlagen-
arten ergänzt. Aufgenommen 
werden etwa Anlagen zur Herstel-
lung von Holzpresslingen wie 

03 Novelle der TA-Luft: Strengere 
Begrenzungen für den Schadstoffaus-
stoß von Industrieanlagen
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ml mIetReCht

 Eigenbedarfskündigungen 
und das hohe Alter eines Mieters 
waren bereits wiederholt Gegen-
stand höchstrichterlicher Recht-
sprechung. Bei der Entscheidung 
über die Fortsetzung eines Miet-
verhältnisses wegen nicht zu 
rechtfertigender Härte sind die  
Interessen beider Seiten zu be-
rücksichtigen. Allein das hohe  
Alter einer Mieterin ist deshalb  
nach der neuesten Entscheidung 
des BGH (Urteil vom 03.02.2021, 
Az.: VIII ZR 68/19) noch kein Härte-
fall nach § 574 Abs. 1 Satz 1 BGB. 
Ebenso wenig lässt eine langjäh-
rige Mietdauer für sich genom-
men auf eine tiefe Verwurzelung 
der Mieterin am Ort der Mietsache 
schließen. 

SAChVeRhALt
 Die fast 90-jährige Mieterin  
erhielt 2015 nach 18 Jahren  
Mietdauer eine Eigenbedarfskün-
digung. Dieser widersprach sie 
mit Verweis auf ihr hohes Alters, 
ihren schlechten Gesundheits- 
zustand, ihre Verwurzelung im 
Berliner Bezirk und ihre be-
schränkten finanziellen Mittel. Sie 
weigerte sich in der Folge, aus  
der gemieteten Wohnung auszu-
ziehen, weshalb die Eigentümerin 
Räumungsklage erhob. Sie wollte 
die Wohnung zukünftig für ihre 
gelegentlichen Aufenthalte in Ber-
lin nutzen, anstatt in der Miet-
wohnung des Sohnes unterzu-
kommen. Amts- und Landgericht 
wiesen die Räumungsklage ab, 
wobei das Landgericht sich in der 
Entscheidung ausschließlich auf 
das hohe Alter der Mieterin stütze. 

entSCheIDUnG
 Die Revision der Vermieterin 
war erfolgreich. Laut BGH bein-
halte das hohe Alter der Mieterin 
für sich noch keine besondere 
Härte, die eine Fortsetzung des 

FAZIt
 Der BGH bleibt sich mit seiner 
Entscheidung treu, wonach sich 
die Gerichte ein genaues und 
nicht nur oberflächliches Bild von 
den Folgen eines erzwungenen 
Umzugs machen müssen, bei 
Fehlen eigener Sachkunde regel-
mäßig mittels Einholung eines 
Sachverständigengutachtens. 
Frühere Entscheidungen zur Fort-
setzung eines Mietverhältnisses 
aufgrund hohen Alters als Här- 
tefall im Sinne des Gesetzes be-
trafen jeweils schwer erkrankte 
Mieter. Der nun entschiedene Fall 
sieht eine ebensolche sorgfältige 
Prüfung bei vergleichsweise ge-
sunden Mietern höheren Alters 
vor, die infolge eines erzwunge-
nen Wohnungswechsels jedoch 
ebenfalls so stark beeinträchtigt 
werden können, dass die Härte-
klausel greift. Dies haben aller-
dings regelmäßig die Mieter dar-
zulegen und zu beweisen. 

 Für Vermieter gilt es ebenso, 
für eine entsprechende Inte- 
ressenabwägung besonders ge-
wichtige persönliche wie auch 
wirtschaftliche Nachteile aus der 
Fortsetzung des Mietverhältnis-
ses darzulegen und zu beweisen, 
um ein gegebenenfalls gleich-
rangiges Interesse begründen zu 
können.                                                    n

Mietverhältnisses  rechtfertige. 
Heranzuziehen seien vielmehr Här-
tegründe, die sich von den mit  
einem Wohnungswechsel typi-
scherweise verbundenen Unan-
nehmlichkeiten deutlich abheben. 
Erforderlich seien deshalb expli-
zite Feststellungen zu den alters-
bedingten Erschwernissen. Glei-
ches gelte für die jahrzehntelange 
soziale Verwurzelung der Mieterin 
am Ort der Mietsache. Einzig eine 
langjährige Mietdauer lasse noch 
nicht auf eine tiefgreifende Ver-
wurzelung der Mieterin schließen, 
auch hierzu müssten die konkre-
ten Umstände dargelegt werden. 
Maßgeblich sei die individuelle 
Lebensführung der Mieterin, bei-
spielsweise soziale Kontakte in 
der Nachbarschaft, Einkäufe für 
den täglichen Lebensbedarf in un-
mittelbarer Umgebung, Teilnah-
me an kulturellen, religiösen oder 
sportlichen Veranstaltungen in 
der Nähe der Wohnung, medizi-
nische Versorgung oder Inan-
spruchnahme sonstiger Dienst-
leistungen in näherer Wohnungs-
umgebung.  Ebenso müssten zu 
den konkreten Folgen aus einem 
erzwungenen Wohnungswechsel, 
die ihren Ursprung in dem hohen 
Alter der Mieterin und einer etwa-
igen sozialen Verwurzelung am 
bisherigen Wohnort haben, Fest-
stellungen getroffen werden, wie 
z. B. zu einer Verschlechterung 
des Gesundheitszustandes auf-
grund des Umzugs und mit  
welcher Wahrscheinlichkeit diese 
eintreten werden. Diese könnten 
in dem hohen Alter in Verbindung 
mit weiteren Umständen begrün-
det sein. 

 Ebenso sei die von der Ver-
mieterin beabsichtigte Lebens-
planung grundsätzlich zu berück-
sichtigen und der Rechtsfindung 
zugrunde zu legen. 

04 Hohes Alter allein kein Härte- 
fall bei Kündigung einer Wohnung
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ml PRAXISRePORt

 Die Corona-Pandemie hält 
die Welt nun seit mehr als ein- 
einhalb Jahren in Atem. Eine 
Rückkehr in die Normalität ver-
spricht die Corona-Schutzimp-
fung. Seit dem 27.12.2020 läuft 
die Covid-19-Impfkampagne in 
Deutschland. Zum Zeitpunkt des 
Redaktionsschlusses sind mitt-
lerweile vier verschiedene Impf-
stoffe zugelassen und 62 Prozent 
der Bevölkerung ist erstgeimpft. 
Über 50 Prozent der Gesamt- 
bevölkerung haben bereits ihre 
zweite Impfdosis erhalten und gel-
ten als vollständig immunisiert.

 Die  Corona-Schutzimpfung 
hat aber nicht nur Auswirkungen 
für den Geimpften im täglichen 
Leben, sondern stellt auch die  
Arbeitswelt vor neue Fragestel- 
lungen und Herausforderungen. 
Der nachfolgende Beitrag soll  
einen kurzen Überblick über ei- 
nige arbeitsrechtliche Fragen im 
Zusammenhang mit der Corona-
Schutzimpfung geben.

mUSS DeR ARBeItGeBeR 
entGeLt ZAhLen, Wenn DeR 
ARBeItnehmeR WähRenD 
DeR ARBeItSZeIt GeImPFt 
WIRD? 

ten. Da jede Impfung mit einem 
Eingriff in das Persönlichkeits-
recht und die körperliche Unver-
sehrtheit des Geimpften einher-
geht, kann eine Impfpflicht nur 
gesetzlich eingeführt werden.  
Eine solche besteht bisher nicht. 
Die Frage, ob man sich als Arbeit-
nehmer impfen lässt, ist daher 
grundsätzlich Privatsache und 
kann nicht vom Arbeitgeber vor-
gegeben werden.

 Allerdings sind Ungleichbe-
handlungen von Geimpften und 
Ungeimpften zum Schutz der  
anderen Arbeitnehmer am Ar-
beitsplatz durchaus denkbar. Der 
Arbeitgeber könnte beispiels- 
weise im Rahmen seiner Fürsor-
gepflicht Ungeimpften den Zu-
tritt zur Betriebskantine verwei-
gern, um so das Infektionsrisiko 
für die anderen Mitarbeiter zu  
verringern.

mUSS DeR ARBeItGeBeR 
entGeLtFORtZAhLUnG 
LeISten, Wenn DeR ARBeIt-
nehmeR InFOLGe 
VeRWeIGeRteR ImPFUnG 
An COROnA eRKRAnKt?
 Diese Frage ist nicht nur  
hinsichtlich des Arbeitsausfalls 
infolge der akuten Corona-Er-
krankung relevant, sondern ist ge-
rade auch im Hinblick auf mög- 
liche Langzeitschäden durch eine 
Corona-Infektion von Bedeutung. 
Grundsätzlich hat jeder Arbeit-
nehmer einen Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung, wenn er krank-
heitsbedingt arbeitsunfähig ist. 
Dieser Anspruch entfällt nur, 
wenn die Krankheit für den Ar-
beitsausfall nicht ursächlich war 
oder den Arbeitnehmer an der  
Erkrankung ein Verschulden trifft.

 Verweigert ein Arbeitnehmer 
die Impfung und erkrankt an-
schließend an Corona, spricht  
einiges dafür, auch den Anspruch 
auf Entgeltfortzahlung entfallen 
zu lassen. Zum einen kann ange-
sichts der hohen Wirksamkeit  
der bisher zugelassenen Impf-
stoffe die Nichtimpfung als ur-

 Im Arbeitsrecht besteht der 
Grundsatz: Ohne Arbeit kein Lohn. 
Der Arbeitgeber hat in der Regel 
nur für die tatsächlich geleis- 
tete Arbeitszeit des Arbeitneh-
mers eine Vergütung zu zahlen. 
Ausnahmen bestehen im Grund-
satz lediglich bei gesetzlichen  
Feiertagen oder bei Urlaub bzw. 
krankheitsbedingter  Arbeitsun-
fähigkeit. In diesem Fall hat  
der Arbeitgeber abweichend vom 
oben genannten Grundsatz die 
übliche Vergütung zu zahlen, 
auch wenn der Arbeitnehmer da-
für keine Arbeitsleistung erbringt.

 Für die Corona-Schutzimp-
fung gilt: Wie jeder Arztbesuch  
ist auch der Impftermin grund-
sätzlich außerhalb der Arbeitszeit 
in der Freizeit wahrzunehmen. 
Angesichts der Impfstoffknapp-
heit hat der einzelne Arbeitneh-
mer aktuell jedoch noch wenig 
Einfluss auf die Terminvergabe 
und daher in den meisten Fällen 
keine andere Wahl, als den ange-
botenen Impftermin wahrzuneh-
men. Aus diesem Grund scheint 
es gerechtfertigt, dem Arbeitneh-
mer in der aktuellen Situation 
einen Anspruch auf bezahlte Frei-
stellung zuzusprechen (§ 616 
BGB). Der Arbeitgeber müsste 
dann auch Lohn für die Zeit zah-
len, in der sich der Arbeitnehmer 
impfen lässt. Zu beachten ist je-
doch, dass ein solcher Anspruch 
in der Praxis häufig (arbeitsver-
traglich) abbedungen wird.

DARF DeR ARBeItGeBeR 
SeIne ARBeItnehmeR ZUR 
COROnA-SChUtZImPFUnG 
VeRPFLIChten?
 Grundsätzlich nein. Der Ar-
beitgeber darf seine Mitarbeiter 
weder arbeitsvertraglich noch  
per Betriebsvereinbarung zur  
Corona-Schutzimpfung verpflich-

05 Arbeitsrechtliche Fragen rund 
um die Corona-Schutzimpfung
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sächlich für eine Ansteckung mit 
dem Corona-Virus betrachtet 
werden. Zum anderen ist an- 
gesichts der Gefährlichkeit des 
Corona-Virus wohl auch ein Ver-
schulden des Arbeitnehmers zu 
bejahen, da eine Impfung nach 
bisherigem Kenntnisstand nur 
mit sehr geringen gesundheit- 
lichen Risiken verbunden ist. 

	 Dies gilt freilich nicht, wenn 
die Impfung medizinisch kontra-
indiziert ist oder religiöse Gründe 
einer Impfung entgegenstehen. In 
diesem Fall muss der Arbeitgeber 
weiter Entgeltfortzahlung leisten. 
Aufgrund des arbeitsrechtlichen 
Diskriminierungsverbots sollte da-
her jeder Arbeitgeber vor der 
Nichtzahlung etwaige entgegen-
stehende Gründe prüfen. Andern-
falls drohen dem Arbeitgeber 
nicht nur Nachzahlungen, son-
dern auch Schadensersatzan-
sprüche. 

	 Letztlich wird die Frage der 
Entgeltfortzahlungspflicht bei ei-
ner dem Arbeitnehmer mögli-
chen, aber unterlassenen Imp-
fung durch die Gerichte zu klären 
sein.

Besteht bei Unterlassen 
der Schutzimpfung 
ein Kündigungsrecht?
	 Grundsätzlich nein. Solange 
keine gesetzliche Impfpflicht be-
steht, scheidet eine verhaltens-
bedingte Kündigung wegen 
Nichtimpfung aus. 

	 Nur in absoluten Ausnahme-
fällen kann als ultima ratio ei-
ne personenbedingte Kündigung 
möglich sein, wenn der Arbeit-
nehmer ohne die Impfung trotz 
angemessener   Schutzmaßnah-
men seine bisherige Tätigkeit 
nicht mehr ausüben kann. Dies 
könnte z. B. auf die medizinischen 
Angestellten einer Lungenfach-
klinik Anwendung finden. Aller-
dings kann dies nur gelten, wenn 
auch die Versetzung an einen  
anderen Arbeitsplatz innerhalb 
des Betriebs nicht möglich ist. 

Darf der Arbeitgeber 
durchgeführte Schutz-
impfungen arbeitsrecht-
lich durch Impfprämien 
belohnen?
	 Die besseren Gründe spre-
chen wohl gegen eine arbeits-
rechtliche Zulässigkeit von Impf-
prämien. Jede arbeitsrechtliche 
Maßnahme misst sich am all-
gemeinen Gleichbehandlungsge-
bot und am Maßregelungsverbot 
(§ 612a BGB). Danach darf kein  
Arbeitnehmer dadurch benach-
teiligt werden, dass er ihm zuste-
hende Rechte in zulässiger Weise 
nicht ausübt. Solange es also  
keine gesetzliche Impfpflicht gibt,  

darf sich jeder Arbeitnehmer 
auch nicht impfen lassen. Da- 
raus dürfen ihm keine Nachteile 
erwachsen. Bei einem Verstoß  
gegen das Maßregelungsverbot 
müsste der Arbeitgeber die Impf-
prämie auch an alle nicht geimpf-
ten Mitarbeiter zahlen. Daher  
sollten die wirtschaftlichen Risi-
ken einer (unzulässigen) Impf-
prämie unbedingt vorher abge-
wogen werden.

	 In jedem Fall aber wäre das 
Mitbestimmungsrecht des Be-
triebsrats vor der Auslobung ei-
ner Impfprämie zu beachten (§ 87 
Abs. 1 Nr. 10 BetrVG).

	 Alternativ stehen dem Arbeit-
geber aber auch andere Möglich-
keiten zur Verfügung, um die be-
triebliche Impfbereitschaft zu er-
höhen. Er kann beispielsweise  
eine Impfung gegen das Corona-
Virus ausdrücklich empfehlen 
oder (unverbindlich) zu einer 
Impfung aufrufen. Darüber hin-
aus kann der Arbeitgeber seine 
Mitarbeiter auch umfassend über 
eine mögliche Impfung aufklären 
sowie bei ausreichendem Impf-
stoff für alle Mitarbeiter eine  
freiwillige Impfung durch den 
Betriebsarzt anbieten. 

Darf der Arbeitgeber 
den Impfstatus seiner 
Arbeitnehmer erfragen?
	 Auch   datenschutzrechtlich 
wirft die Corona-Schutzimpfung 
Fragen auf. Gerade im Hinblick 
auf mögliche Impfprivilegien am 
Arbeitsplatz stellt sich die Frage, 
ob der Arbeitgeber den Impf- 
status überhaupt erfragen oder 
sogar einen Nachweis hierfür  
verlangen darf.

	 Bei dem Impfstatus der Mitar-
beiter handelt es sich um sensible 
Gesundheitsdaten, die grundsätz-
lich nur dann vom Arbeitgeber 
verarbeitet werden dürfen, wenn 

sie zur Ausübung von Rechten 
und Pflichten im Arbeitsverhält-
nis erforderlich sind. Eine solche 
Erforderlichkeit könnte sich zu-
künftig im Hinblick auf vollstän-
dig geimpfte Arbeitnehmer erge-
ben, da von diesen nach Angaben 
des Robert-Koch-Instituts (RKI) 
nur noch eine sehr geringe An-
steckungsgefahr ausgeht. Dies 
kann u. a. auf die Homeoffice- 
Tätigkeit oder Quarantänepflicht 
der vollständig geimpften Mitar-
beitern Einfluss haben. Da der  
Arbeitgeber in diesen Fällen zu-
künftig wissen muss, ob sein Mit-
arbeiter geimpft wurde, ist ihm 
ein diesbezügliches Informations-
recht wohl zuzusprechen.

Ausblick
	 Die bisherige rechtliche Ein-
schätzung basiert auf den Beson-
derheiten der aktuellen Rechts- 
und Infektionslage in Deutsch-
land. Ob auch die Gerichte in  
den nächsten Monaten diese 
Rechtsauffassung vertreten, bleibt 
abzuwarten. Angesichts des bis- 
herigen dynamischen Pandemie-
verlaufs ist es überdies nicht aus-
geschlossen, dass in der Zukunft 
weitere gesetzliche Regelungen 
zur Impfung erlassen werden, die 
eine Änderung der Rechtslage  
zur Folge haben werden.               n
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ml PRAXIStIPP

 Die Rechte von Verbrauchern 
beim Abschluss von Darlehens-
verträgen und der vorzeiti- 
gen Rückzahlung von Krediten 
werden durch das „Gesetz zur  
Anpassung des Finanzdienstleis-
tungsrechts an die Rechtspre-
chung des Gerichtshofs der  
Europäischen Union vom 11. Sep-
tember 2019 in der Rechtssache 
C-383/18 und vom 26. März 2020 
in der Rechtssache C-66/19“ vom 
09.06.2021 gestärkt. Die Ände-
rungen traten mit Wirkung zum 
15.06.2021 in Kraft. 

eUGh-ReChtSPReChUnG
 Der EuGH hatte in den Rechts-
sachen C-383/18 und C-66/19 
über die Auslegung der Verbrau-
cherkreditrichtlinie zu entschei-
den. In den jeweiligen Urteilen 
hat er Vorgaben aufgestellt, die 
nun in den Gesetzestext über-
nommen wurden.

VORFäLLIGKeItSent-
SChäDIGUnG
 Mit Urteil vom 11.09.2019  
hatte der EuGH (Rs. C-383/18,  
„Lexitor“) festgestellt, dass das 
Recht von Verbrauchern auf Er-
mäßigung der Gesamtkosten des 
Kredites bei vorzeitiger Rückzah-
lung sämtliche auferlegten Kosten 
und damit auch laufzeitunab-
hängige Kosten erfasst. § 501 BGB 
regelte allerdings bislang aus-
drücklich nur die Reduzierung  
der Zinsen und laufzeitabhän- 
gigen Kosten. Die Regelung wird 
deshalb an die europarechtlichen 
Vorgaben angepasst. Verbraucher, 
die ihren Kredit vor Fälligkeit  
tilgen, haben in Zukunft nach  
der Neuregelung einen Anspruch 
auf Kostenermäßigung entspre-
chend der verbleibenden Laufzeit 
des Darlehens sowie für einmalig 
anfallende Gebühren und laufzeit-
unabhängige Kosten. Die Rege-

und Bausparkassen sind in der 
Folge künftig verpflichtet, den 
Verbraucher schon bei Vertrags-
schluss darauf hinzuweisen, wann 
die 14 Tage dauernde Frist be-
ginnt. Denn damit die 14-tägige 
Widerrufsfrist beginnt, müssen 
die Kreditgeber insbesondere 
wichtige gesetzliche Pflichtanga-
ben an die Verbraucher übermit-
teln, die bislang jedenfalls zum 
Teil lediglich mittels Verweis auf 
die maßgeblichen Bestimmun-
gen im Gesetzestext aufgeführt 
sind. Künftig muss der Kredit- 
geber also alle notwendigen 
Pflichtangaben direkt in der Wi-
derrufsinformation aufzählen, so 
dass die Verbraucher durch einen 
Abgleich mit den ihnen vorge- 
legten Unterlagen feststellen  
können, ob und wann ihre Wider-
rufsfrist zu laufen begonnen hat, 
ohne noch einmal in das Gesetz 
schauen zu müssen. Der Nutzen 
der Neuregelung für Verbraucher 
besteht also vor allem darin, dass 
sie den Umfang der Pflichtanga-
ben und den Fristbeginn anhand 
ihres Vertragsdokuments selbst 
erkennen können.
 
FAZIt
 Mit dem Gesetz zur Anpas-
sung des Finanzdienstleistungs-
rechts reagiert der Gesetzgeber 
auf die Vorgaben des EuGH und 
trägt der erheblichen Kritik an 
der bisherigen Rechtslage Rech-
nung. Die Unterscheidung von 
laufzeitabhängigen und laufzeit-
unabhängigen Kosten bei vorzei-
tiger Rückzahlung des Darlehens 
entfällt zum Vorteil des Ver- 
brauchers. Auch die Ausübung 
des Widerrufsrechts wird durch  
transparente und verständliche 
Hinweise in der Musterwiderrufs-
information für den Darlehens-
nehmer vereinfacht.                        n

lung soll für Allgemein-Verbrau-
cherdarlehensverträge wie auch 
für Immobilien-Verbraucherdar-
lehensverträge gelten.

KOSten BeI KÜnDIGUnG
 Bei einer ordentlichen Kün-
digung des Verbraucherdar- 
lehens durch Darlehensnehmer 
oder  -geber bleibt die Rechtsla-
ge unverändert. Laufzeitabhän-
gige Kosten sind nach wie vor  
anteilig nach der Fälligkeit zu 
mindern. Gleiches gilt für die ver-
einbarten Zinsen.

WIDeRRUFSFRISt
 Die für Allgemein-Verbrau-
cherdarlehensverträge geltenden 
gesetzlichen Musterinformationen 
in Anlage 7 des Einführungsge-
setztes zum BGB (EGBGB) wer-
den entsprechend der Rechtspre-
chung des EuGH angepasst. Sie 
sollen um alle erforderlichen 
Pflichtangaben ergänzt werden, 
ohne auf gesetzliche Bestimmun-
gen zu verweisen. 

 Wenn Verbraucher einen Dar-
lehensvertrag abschließen, ha-
ben sie ein 14-tägiges Widerrufs-
recht. Über dieses Widerrufsrecht 
müssen Kreditgeber im Vertrag 
informieren. Verbraucher müssen 
in klarer und prägnanter Form In-
formationen über die Modalitäten 
der Berechnung der Widerrufsfrist 
erhalten; alle Modalitäten, die für 
die Berechnung der Widerrufsfrist 
notwendig sind, müssen von den 
Kreditgebern in Zukunft angege-
ben werden.  Enthält die Informa-
tion über die Widerrufsfrist einen 
Verweis auf nationales Recht, das 
wiederum auf weitere Vorschrif-
ten verweist (sog. Kaskadenver-
weis), entspricht das nach An-
sicht des EuGH nicht den ge- 
forderten klaren und verständ- 
lichen Hinweisen. Kreditinstitute 

06 Besserer Schutz bei 
Verbraucherdarlehen 
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	 Wir bieten unsere Mandanten 
umfassende Beratung in allen 
Fragen des Wirtschaftsrechts. 
Deshalb werden Mandate regel-
mäßig von mehreren Anwältin-
nen und Anwälten gemeinsam 
bearbeitet. Ein gutes Teamwork 
ist dafür genauso unverzichtbar 
wie ein angenehmes Arbeits- 

klima. Es ist uns daher sehr  
wichtig, dass wir nicht nur mit- 
einander arbeiten, sondern dass 
auch persönliche Begegnungen 
mit den Kolleginnen und Kolle-
gen nicht zu kurz kommen. Wie 
überall waren diese jedoch in  
den letzten anderthalb Jahren 
auf ein Minimum beschränkt.  
Virtuelle Kontakte waren die Re-
gel. Betriebsausflug, Weihnachts-
feier, Präsenzschulungen und  
-seminare sowie der ein oder  
andere Umtrunk fanden nicht 
statt und wurden schmerzlich 
vermisst. Daher haben wir im Juni 
bei niedrigen Inzidenzen die sich 
bietende Gelegenheit ergriffen, 
um wieder miteinander zu feiern. 
Das Außengelände unseres Hei-
delberger Büros bietet dafür die 
perfekte Location. Schnell waren 
Leckeres vom Grill, ein buntes  

ml PRIVAT

Endlich wieder miteinander 
feiern!

Salatbuffet und unsere mobile 
Bar mit Kaffee- und Cocktailspe-
zialitäten organisiert. Das Wetter 
spielte auch mit und so stand  
einer fröhlichen Feier nichts ent-
gegen. Wir hatten endlich auch 
Gelegenheit, diejenigen Kollegin-
nen und Kollegen persönlich  
kennen zu lernen, die erst seit  
einigen Monaten zu MELCHERS 
gehören. Genauso schön war das 
Wiedersehen mit den „alten  

Hasen“. Ob an der Cocktailbar, 
beim Essen oder auf der Terrasse 
und im Garten, überall wurde sich 
angeregt unterhalten, miteinan-
der gelacht und das Beisammen-
sein genossen. Allen fiel es schwer, 
an diesem Tag auseinanderzu- 
gehen. Wir hoffen sehr, dass die 
nächste Möglichkeit, miteinander 
zu feiern, nicht wieder so lange 
auf sich warten lässt.                      n

der Familie essen und führe mir 
das ein oder andere kühle geis- 
tige Getränk zu Gemüte. Bei 
schlechtem Wetter machen mich 
auch die Couch, ein gutes Buch 
und eine Tasse Tee glücklich.

Wohin soll Ihre nächste Reise 
gehen?
Nach Kalifornien, zur Hochzeit 
meiner Schwester. Aufgrund der 
Pandemie wurde das Fest letztes 
Jahr abgesagt. 

Was möchten Sie unbedingt 
einmal im Leben tun? 
Thomas de Maizière erwähnte in 
einem Interview einmal, dass er 
beim Mensch ärgere Dich nicht 
„so richtig die Sau rausgelassen“ 
habe. Bei einer solchen Leben-
am-Limit-Partie wäre ich gerne 
einmal dabei.                                     n

Der Schwerpunkt seiner Tätigkeit 
liegt auf dem Gebiet des Verwal-
tungs- und des Glücksspielrechts. 

Was ist Ihr Lebensmotto bzw. 
Lieblingszitat?
„No matter how old you are, if a 
little kid hands you a toy phone …
you answer it.“ – Dave Chappelle

Was reizt Sie am Glücksspiel-
recht?  
Es ist ein exotisches Rechtsgebiet. 
Das bringt hin und wieder beson-
dere Arbeit mit sich. Die Beur- 
teilung, ob ein bestimmtes Com-
puterspiel als Glücks- oder Ge-
schicklichkeitsspiel einzuordnen 
ist, kann bei einer offenen Büro-
tür auch mal zu irritierten Blicken 
der Kollegen führen. Hinzu kommt 
die Dynamik der deutschen Glücks-
spielregulierung, die die Arbeit 

spannend und herausfordernd 
macht. Die Exotik des Rechtsge-
biets in Verbindung mit der außer-
gewöhnlichen Reputation des 
Teams um Dr. Jörg Hofmann und 
Dr. Matthias Spitz führen u. a. da-
zu, dass auch internationale Groß-
kanzleien bei uns anklopfen und 
unsere Expertise suchen. Die Zu-
sammenarbeit im internationalen 
Kontext gefällt mir besonders gut.

Was ist für ein gutes Verhältnis 
zum Mandanten wichtig?
Kompetenz, Empathie, Offenheit 
und Humor.

Wie verbringen Sie Ihre Freizeit 
am liebsten?
Das kommt auf das Wetter an. 
Wenn die Sonne scheint und es 
warm ist, bin ich am liebsten 
draußen, gehe mit Freunden oder 

ml Persönlich

Nikolai Straimer, 
LL.M.
MELCHERS Heidelberg

	N ikolai Straimer ist seit 
Oktober 2019 als Rechtsan-
walt bei MELCHERS tätig.
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	 MELCHERS steht seit fast  
50 Jahren für Rechtsberatung auf 
höchstem Niveau. Das ist nicht 
nur unser Anspruch, sondern dies 
wird regelmäßig durch nationale 

und internationale Rankings be-
stätigt. Zuletzt im Juni bei der 

Erneute „Handelsblatt/Best Lawyers 
in Germany“ – Auszeichnung für 
Anwälte von MELCHERS

ml mitteilung

Auszeichnung von „Deutschlands 
Beste Anwälte 2021“ durch  
Handelsblatt und Best Lawyers. 
Wie schon in den Vorjahren ge-
hören drei Rechtsanwälte von  
MELCHERS zu diesem Kreis:  
Dr. Jörg Hofmann im Glücks-
spielrecht, Prof. Dr. Clemens  

Weidemann in den Bereichen 
Glücksspielrecht, Umweltrecht und 
öffentliches Wirtschaftsrecht so-
wie Dr. Konrad Schmidt im Wirt-
schaftsstrafrecht. 

	 Diese Auszeichnung ist be-
sonders wertvoll, da sie auf Emp-
fehlungen von Wettbewerbern  
beruht. MELCHERS gratuliert den 
Re c h t s a n wä l te n     H o f m a n n ,  
Weidemann und Schmidt zu  
diesem erneuten Erfolg und dem 
hohen Ansehen, das sie im Markt 
genießen.                                             n

	 Der im Jahre 2011 von der  
EU-Kommission   veröffentlichte 
Leitfaden zur Berücksichtigung 
sozialer Aspekte im öffentlichen 
Auftragswesen wurde nun am 
26.05.2021 in zweiter Auflage neu 
aufgelegt.

	 Das Bestreben der „socially 
responsible public procurement 
(SRPP)“ sei gemäß EU-Kommis-
sion die Erzielung positiver so- 
zialer Auswirkungen bei öffent- 
lichen Beschaffungsaufträgen. Mit 
dem Leitfaden solle das Bewusst-
sein öffentlicher Auftraggeber für 

„Buying Social“ – EU-Kommission 
veröffentlicht aktualisierten Leitfaden

ml mitteilung

die Vorteile einer sozial verant-
wortlichen Vergabe öffentlicher 
Aufträge geschärft und auf die 
Möglichkeiten, die der EU-Rechts-
rahmen bietet, hingewiesen wer-
den. In den einzelnen Kapiteln 
des Leitfadens finden sich zahl-
reiche Beispiele und bewährte 
Verfahren aus der Praxis öffent- 
licher Auftraggeber in der ge- 
samten EU, wie soziale Gesichts-
punkte in den Vergabeprozess 
eingebracht werden können. Der 
Leitfaden „Sozialorientierte Be-
schaffung – ein Leitfaden für die 
Berücksichtigung sozialer Belan-

ge bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge (2. Ausgabe)“ kann auf 
der Seite der Europäischen  
Kommission unter dem link  
https://ec.europa.eu/docsroom/
documents/45767?locale=de  
abgerufen werden.                          n


